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Impulspapier 

„Kompensation für Flächeninanspruchnahme“ 

1. Ausgangslage: Kompensationslose Baulandwidmungen 

Eine Kompensation für eine Inanspruchnahme von unbebauten Flächen bzw. Grünland ist im 
österreichischen Raumordnungsrecht ein vergleichsweise neues Thema. Bislang werden 
Nutzungsmöglichkeiten in Form von Bauland-, Verkehrsflächen- und Grünlandsonderwidmungen 
grundsätzlich ohne Kompensationsmechanismen festgelegt. Weder die Gemeinden als kommunale 
Planungsträgerinnen noch die Grundeigentümer:innen sind in der Regel zu Ausgleichsmaßnahmen für 
die geschaffenen Entwicklungs- und Nutzungsmöglichkeiten und die damit verbundenen 
Wertsteigerungen der Liegenschaften angehalten.  

Aufgrund der mit Baulandwidmungen erwarteten positiven Effekte für Gemeinden (zunehmende 
Einwohner:innen und Wirtschaftswachstum) sowie für Grundeigentümer:innen (beträchtliche 
widmungsbedingte Steigerung der Bodenpreise) wurde vielfach umfangreich Bauland gewidmet, was 
in der Folge zur hohen Bodeninanspruchnahme geführt hat. Vielfach wurden Freiflächen in erster Linie 
als Potential für künftige Siedlungs- und Bauentwicklung gesehen und bei Bedarf entsprechend 
umgewidmet. Diese kompensationslose Systematik wird zunehmend hinterfragt, insb. aus zwei 
wesentlichen Aspekten: 

• Bodenschutz und Flächensparen: Verstärkt werden in jüngster Zeit wirkungsvolle Maßnahmen 
fürs Bodensparen und in diesem Zusammenhang Kompensationen für künftige 
Bodeninanspruchnahmen gefordert. Insb. durch das neue UVP-G und die EU-
Wiederherstellungsverordnung steigt der entsprechende Diskussions- und Handlungsbedarf. 

• Gerechtigkeit und Fairness: Schon seit längerem ist in Diskussion, wem die widmungsbedingten 
Wertsteigerungen zufallen sollen und es wird kritisiert, dass ein Großteil des Widmungsgewinnes 
bei den Grundeigentümer:innen verbleibt. Vor allem die steigenden Bodenpreise bei gleichzeitig 
knappen Budgets der öffentlichen Hand haben die Suche nach Modellen für eine „faire Aufteilung 
von Kosten und Nutzen“ bei Umwidmungen intensiviert. 

Gemeinsames Element beider Ansätze ist es, dass künftig Baulandwidmungen und Flächenverbrauch 
nicht mehr „umsonst“ sein, sondern kompensiert werden, also „etwas kosten“ sollten.  

Während im internationalen Vergleich unterschiedliche Ausgleichsregelungen bestehen (z.B. 
Abschöpfung von Widmungsgewinnen oder Kompensationen im Rahmen kantonaler Richtplanung in 
der Schweiz; Ausgleichsregelungen für Eingriffe in die freie Landschaft in Deutschland), sind in 
Österreich raumordnungsrechtliche Kompensationsmaßnahmen erst in Diskussion.  

Die nachfolgenden Ausführungen fokussieren sich auf Kompensationsmaßnahmen im Zusammenhang 
mit Bodenschutz und Flächensparen, auch aufgrund der regionalen Perspektive, die mit 
Ausgleichsmaßnahmen verbunden sein kann. 
  

Forschungsbereich Bodenpolitik und 
Bodenmanagement 
Institut für Raumplanung 
 
Univ.-Prof. Dipl.-Ing. Dr. Arthur Kanonier 

 
 

 
 



REDUKTION VON BAULANDÜBERHÄNGEN IN AUßENBEREICHEN 

Seite 2 von 5 

2. Kompensationsmechanismen als Zielsetzung 

In den letzten Jahren wird verstärkt in unterschiedlichen Dokumenten eine Kompensation für Eingriffe 
in Freiflächen gefordert mit dem Ziel, künftig deutlich sorgsamer und haushälterischer mit Grund und 
Boden umzugehen. Vielfach richten sich nationale Strategiepapiere an der „EU-Bodenstrategie 2030“ 
der europäischen Union aus, die einen strategischen Rahmen für den Schutz, die Wiederherstellung 
und die nachhaltige Nutzung und Bewirtschaftung des Bodens vorgibt. Zur Erreichung des Netto-Null-
Ziels sieht die EU Bodenstrategie 2030 vier hierarchische Ziele für die Flächenwidmungsplanung vor, 
die als letzte Maßnahme „Kompensieren“ in Form von Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
enthält. 

Abbildung: Ziele der EU-Bodenstrategie 2030 zur Flächennutzungsplanung 
(COM_2021_699_1_EN_ACT_part1_VERSION FRIDAY EVENING LUCAS, bearbeitet Primisser, Dip.-Arbeit, TU Wien, 2024, 26). 

 
In der österreichischen Bodenstrategie (OEREK_Bodenstrategie2024.pdf (land-oberoesterreich.gv.at)) wird unter 
„Unterbindung der Zersiedelung“ als Maßnahme eine „Kompensation für Flächeninanspruchnahme“ 
gefordert. „Im Raumordnungsrecht sowie in den weiteren relevanten Materiengesetzen auf Bundes- 
und Länderebene sollen Ausgleichs- bzw. Kompensationsbestimmungen für umfangreiche 
Flächeninanspruchnahmen mit zersiedelnder Wirkung aufgenommen werden.“ (Punkt 4.5.5). Es wird 
ausgeführt, dass wesentliche Beeinträchtigungen kompensiert werden sollen, „womit zum Erreichen 
des „Netto-Null-Flächenverbrauchs bis 2050“ der EU-Bodenstrategie beigetragen werden kann.“ Laut 
Bodenstrategie ist anzustreben, dass umfangreiche Flächeninanspruchnahmen vermieden werden 
und unvermeidbare Eingriffe nur zugelassen werden, wenn quantitative oder finanzielle 
Kompensationen erfolgen. Ausgleichsüberlegungen sollen zweifach ansetzen: 

• In den Raumordnungsgesetzen: Für planerische und bauliche Maßnahmen mit zersiedelnder 
Wirkung sollen (raumordnungs-)rechtliche Regelungen geprüft werden, die Kompensationen in 
Form von Flächenausgleichen oder – wo nicht möglich – finanzielle Abgaben vorsehen. 

• Im Planungsverfahren: Bei der jeweiligen Interessenabwägung bei flächenintensiven 
Planungsentscheidungen sollen Ausgleichsansätze verstärkt Berücksichtigung finden. 
Planungsträger:innen sollen verpflichtet werden, bei planerischen Entscheidungen, die eine 
(erhebliche) Inanspruchnahme unbebauter Flächen zur Folge haben, durchgängig 
Kompensationsüberlegungen in die jeweiligen Interessenabwägungen einfließen zu lassen. 

Laut Bodenstrategie für Österreich sollen die Abgaben zweckgebunden, z.B. für Rückwidmungen, 
Leerstandmanagement, Brachflächenrecycling oder Renaturierungen verwendet werden. Qualitative 
Aspekte der jeweiligen Baumaßnahmen sollen dabei berücksichtigt werden. Insgesamt sollen 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52021DC0699
https://www.land-oberoesterreich.gv.at/Mediendateien/Formulare/Dokumente%20LWLD%20Abt_RO/OEREK_Bodenstrategie2024.pdf
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Kompensationsmaßnahmen integriert entwickelt werden – unter Berücksichtigung der Anforderungen 
von leistbarem Wohnbau und notwendiger Infrastrukturmaßnahmen. (Punkt 4.5.5)  

Beachtlich ist, dass die Forderung nach Kompensation für Flächeninanspruchnahme – trotz der 
weitreichenden Auswirkungen auf die bisherige Planungssystematik – im Erarbeitungsprozess der 
Bodenstrategie für Österreich wenig diskursiv war. Deutlich vor Erlassung der EU-
Wiederherstellungsverordnung gab es offensichtlich fachlichen und politischen Konsens über die 
Ausarbeitung weitreichender Ausgleichsmodelle bei künftigen Maßnahmen mit erheblicher 
flächenbeanspruchender oder zersiedelnder Wirkung. 

3. Kompensationen im österreichischen Verwaltungsrecht 

3.1. Kompensationen im Raumordnungsrecht 

Die Raumordnungsgesetze der Bundesländer kennen bislang Kompensationsregelungen kaum bzw. 
nur in Einzelfällen. Planungssystematisch kommt zwar bei Planungsentscheidungen der Abwägung 
verschiedener öffentlicher, aber auch privater Interessen große Bedeutung zu, 
Ausgleichsmechanismen sind aber kaum vorgesehen. Im Zuge des Planungsprozesses, insb. bei 
Umwidmungen, sind demzufolge vielfältige Ziele zu berücksichtigen und abzustimmen („finale 
Determinierung), das jeweilige Planungsergebnis (z.B. eine Baulandwidmung) ist dann nicht mehr, 
etwa nach einem Verursacherprinzip, auszugleichender Kompensationsgegenstand. Unabhängig 
davon, wie knapp eine Interessenabwägung ausfällt und wieviel Flächeninanspruchnahme durch eine 
Umwidmung ermöglicht wird, ist das Entscheidungsergebnis in der Regel kompensationsfrei. 

Durch jüngere ROG-Novellen werden Kompensationsansätze in einzelnen Ländern als Sonderfälle 
bestimmt, wobei durch diese Ausgleichsregelungen keine grundlegend neue Widmungslogik normiert 
wird. In erster Linie zielen diese Sonderregelungen für Bauland auf raumordnungsgesetzliche 
Kompensationen in Form von Rückwidmungen ab. 

§ 15 Abs. 4 Ktn ROG bestimmt allgemein für Bauland, dass eine Neufestlegung von Grundflächen als 
Bauland nur erfolgen darf, wenn zumindest im Ausmaß der beabsichtigten Neufestlegung 
Rückwidmungen von als Bauland festgelegten Grundflächen in Grünland erfolgen. Ähnlich § 3 Abs. 4 
NÖ ROG, wonach die erstmalige Widmung von Wohnbauland in jenem Ausmaß nicht auf die maximal 
zulässige Flächensumme von 2 ha angerechnet wird, wenn im gleichen Widmungsverfahren 
unbebautes Wohnbauland in Grünland rückgewidmet wird. Diese (ersten) Ansätze von 
raumordnungsrechtlichen Kompensationen machen deutlich, dass der Kompensationsgegenstand vor 
allem hoheitliche Planänderungen, in der Regel Baulandwidmungen sind.  

Eine Ausnahme bildet die überörtliche Raumplanung in Vlbg, wonach Abänderungen in der Rheintal- 
oder Walgau-Grünzone überwiegend nur dann vorgenommen werden, wenn allfällige Reduktionen 
der Grünzone flächenmäßig durch entsprechende Erweiterungen der Grünzone kompensiert werden. 
Ähnliche Bestimmungen enthält das Regionalprogramm Salzburg Stadt und Umgebungsgemeinden 
(2013), wonach die Grüngürtelflächen nur noch in ganz besonderen Ausnahmefällen und dann auch 
nur nach entsprechenden Kompensationsleistungen in Bauland umgewidmet werden können. 

Raumplanungsrechtliche Kompensation erfolgt vielfach durch entschädigungslose Um- bzw. 
Rückwidmungen. Grundsätzlich sollen von der Größe und Lage her vergleichbare Flächen umgewidmet 
werden („Realersatz“), wobei Modelle für kompensationsmäßige Umwidmungen fehlen und in der 
Praxis pragmatische Herangehensweisen häufig sind. 

Kompensationen für Baulandwidmungen in Form finanzieller Abgaben kennt das Raumordnungsrecht 
bislang nicht. Auf fachlicher Seite werden teilweise Abgaben für künftige Baulandwidmungen 
diskutiert, wobei zu unterscheiden ist zwischen (Bröthaler ua.: Klimaorientierte und ressourcenschonende 
Raumentwicklung und Finanzausgleich, Studie für das Finanzministerium, 2024, S 123): 
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• Flächenwidmungs- und Versiegelungsumlage, die von den Gemeinden an das Land bei 
Widmungen und versiegelnden Flächennutzungen zweckgebunden abgeführt werden soll. Eine 
solche Umlage bietet Anreize für Gemeinden, eine möglichst bodensparende Raumentwicklung zu 
forcieren, und stellt gleichzeitig eine Finanzierungsbasis für die Schaffung und den Erhalt von 
Biodiversitäts-Ersatzflächen bereit. 

• Widmungs- und Versiegelungsabgaben, die für Grundstückseigentümer:innen die Widmung und 
Bebauung verteuern und somit für Private (bzw. öffentlichen Trägern von Privatrechten) einen 
Anreiz zu sparsamer Flächennutzung bieten. Bezüglich Abgabenhöhe würden sich 
Differenzierungen, etwa hinsichtlich leistbaren Wohnens oder Innenentwicklung, anbieten. 

Durch das Aufkommen beider Instrumente (Umlage und Abgabe) könnte ua. die Finanzierung von 
Ausgleichsflächen gewährleistet und Mittel für Rückwidmungen, Entsiegelungen und Schaffung von 
lokalen Biodiversitätsflächen bereitgestellt werden. 

Das österreichische Raumordnungsrecht kennt keine Kompensation in Form von Entsiegelungen. Im 
Unterschied dazu sieht etwa der Klimaplan Südtirol 2040 vor, dass eine unvermeidbare 
Neuversiegelung durch Entsiegelung und Renaturierung kompensiert werden muss.  

3.2. Kompensationen im österreichischen Umweltrecht 

Kompensation von erheblichen Beeinträchtigungen des Bodens oder Naturraumes ist im 
österreichischen Umweltrecht stark fragmentiert (Logar: Fläche für Fläche? Instrumentenanalyse der deutschen 
Eingriffsregelungen und deren Umsetzbarkeit im naturschutzrechtlichen Kontext in Österreich, TU Wien, Diplomarbeit, S 65). 
Zu einem beträchtlichen Teil gehen die gesetzlichen Ausgleichsregelungen auf völker- und EU-
rechtliche Vorgaben, wie UVP-Richtlinie, FFH- oder Vogelschutzrichtlinie zurück. 

Mit der UVP-G-Novelle 2023 wird durch zusätzliche Tatbestände im Anhang 1 und einer neuen 
schutzgutbezogenen Einzelfallprüfung für bestimmte „Flächenvorhaben“ verstärkt dem Bodenschutz 
Rechnung getragen. In der UVP-Genehmigung können für den Schutzzweck der Umwelt geeignete 
Kompensationsmaßnahmen vorgeschrieben werden, die die verursachten Belastungen ausgleichen. 

Ein anderes Beispiel auf Bundeseben ist das Forstgesetz, das gemäß § 18 Abs. 1 im Rahmen der 
Rodungsbewilligung ua. auch Maßnahmen zum Ausgleich des Verlustes der Wirkungen des Waldes 
(Ersatzleistung) vorschreibt. In der die Ersatzleistung betreffenden Vorschreibung ist der 
Rodungswerber zur Aufforstung einer Nichtwaldfläche (Ersatzaufforstung) oder zu Maßnahmen zur 
Verbesserung des Waldzustandes zu verpflichten. 

Umfangreiche Kompensationsregelungen für flächenintensive Eingriffe kennen die 
Naturschutzgesetze der Bundesländer. Die naturschutzrechtlichen Kompensationen sind in der Regel 
nicht Teil der Interessenabwägung über einen Eingriff (zwischen öffentlichen Interessen für den 
Eingriff versus Naturschutzinteressen), sondern diesen Abwägungen nachgestellt mit dem Ziel, die 
Auswirkungen eines Eingriffs gering zu halten bzw. zu kompensieren. Eine Ausnahme bildet § 51 Slbg 
Naturschutzgesetz, wonach die Behörde an Stelle der Untersagung eines Vorhabens die angestrebte 
Bewilligung unter Vorschreibung von Ausgleichsmaßnahmen (auch Geldbeträge) erteilen kann.  

Für Eingriffe in die Natur oder das Landschaftsbild werden unterschiedliche naturschutzrechtliche 
Kompensationen vorgesehen, die von Realkompensationsleistung und Ersatzlebensräumen bis zu 
Geldleistungen reichen können. Finanzielle Kompensationen finden in der Regel Anwendung, sofern 
Realkompensationen nicht möglich sind, wobei sich die Höhe der Zahlung an den Kosten für die 
Schaffung eines geeigneten Ersatzlebensraums orientiert. 

3.3. Kompensation durch die „EU-Wiederherstellungsverordnung“ 

Die EU-Verordnung 2024/1991 über die Wiederherstellung der Natur wird bezüglich 
Flächeninanspruchnahme erhebliche Auswirkungen mit sich bringen, wobei auch Kompensationen der 
Flächeninanspruchnahme relevant sind. Mit der Verordnung wird laut Art 1. Abs. 2 ein Rahmen für 
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wirksame und flächenbezogene Wiederherstellungsmaßnahmen der Mitgliedstaaten geschaffen, um 
für alle Flächen und Ökosysteme bis 2030 mindestens 20 % der Landfläche und bis 2050 alle 
Ökosysteme, die der Wiederherstellung bedürfen, abzudecken. Bis 2030 sind nationale 
Wiederherstellungsmaßnahmen für mindestens 30 %, bis 2040 für mindestens 40 % und bis 2050 für 
mindestens 90 % der geschädigten Flächen zu ergreifen.  

Wesentliches Instrument zur Umsetzung der Wiederherstellungsziele und -verpflichtungen sind die 
nationalen Wiederherstellungspläne, die Maßnahmen zur Erreichung der Wiederherstellungsziele 
enthalten sowie gemäß Art 14 Abs. 2 auch die wiederherzustellende Fläche quantifizieren müssen.  

Die praktische Umsetzung der EU- Wiederherstellungsverordnung wird offensichtlich erhebliche 
Anforderungen im Umgang mit Kompensationen mit sich bringen. Die entsprechenden Methoden und 
Prozesse sind abgestimmt zu entwickeln, insb. in städtischen Bereichen. Laut Art. 8 sollen in 
städtischen Ökosystemen die Mitgliedstaaten bis 2030 sicherstellen, dass dort kein Nettoverlust an 
städtischen Grünflächen gegenüber 2024 entsteht, es dürfen also nicht mehr Grünflächen verbaut als 
neu errichtet werden; danach muss eine Zunahme erfolgen (EU-Renaturierungsverordnung – zwischen Angst 
und Euphorie (facultas.at)). 

4. Kompensationen als raumplanerische Herausforderungen 

Die in der Bodenstrategie für Österreich angeführte Maßnahme „Kompensation für 
Flächeninanspruchnahme“ ist im Raumordnungsrecht weitgehend Neuland und umsetzungsbezogene 
Diskussionsprozesse stehen am Anfang. Nachdem die EU-Widerherstellungsverordnung in Kraft 
getreten ist, ist klärungsbedürftig, wie die Vorgaben dieser Verordnung mit allfälligen 
raumordnungsrechtlichen Kompensationsregelungen zusammenpassen. 

Kompensationsgegenstand bei raumordnungsrechtlichen Kompensationen wären in erster Linie 
„flächenverbrauchende“ Planungsmaßnahmen auf örtlicher Ebene, vor allem Baulandwidmungen ab 
einer gewissen Mindestgröße. Ziel solcher Kompensationen sollte es sein, dass künftige 
Baulandwidmungen nicht umsonst sein sollten, sondern je nach Größe, Lage und Eingriffs- bzw. 
Nutzungsintensität ausgeglichen werden bzw. etwas kosten sollten. Projektbezogene 
Versiegelungsmaßnahmen oder konkrete bauliche Eingriffe im Grünland wären andere Varianten, die 
allerdings teilweise schon durch Kompensationsbestimmungen anderer Rechtsmaterien, insb. UVP-G 
oder Naturschutzgesetze, betroffen sind. 

Kompensationsformen wären bei raumordnungsrechtlichen Ausgleichsregelungen vor allem 
Rückwidmungen, wobei bei den beträchtlichen Baulandüberhängen zu klären wäre, ob alle 
Baulandreserven in gleicher Weise – von der Eignung sowie der räumlichen Lage – als 
Kompensationsflächen in Frage kommen. 

Modelle für finanzielle Abgaben oder Umlagen bei künftigen Baulandwidmungen sind zu entwickeln, 
wobei Gegenstand, Höhe, Verwendungsweck und allfällige Gewichtungen und Ausnahmen zu klären 
sind. 

 

 

 

Wien, 30.10.2024    Univ.-Prof. Dr. Arthur Kanonier 

 

 

Dieses Impulspapier wurde im Rahmen der Regionen-Dialog-Plattform, finanziert aus Mitteln des 
Ministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft, erstellt.  

https://www.facultas.at/recht/renaturierung
https://www.facultas.at/recht/renaturierung
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